
von Gas zu ändern, den in diesen Bestimmungen aufgestellten 
Anforderungen an Treu und Glauben, Ausgewogenheit und Trans­
parenz genügt, insbesondere darauf ankommt, 

— ob der Anlass und der Modus der Änderung dieser Entgelte in 
dem Vertrag so transparent dargestellt werden, dass der Ver­
braucher die etwaigen Änderungen der Entgelte anhand klarer 
und verständlicher Kriterien absehen kann, wobei das Ausblei­
ben der betreffenden Information vor Vertragsabschluss grund­
sätzlich nicht allein dadurch ausgeglichen werden kann, dass 
der Verbraucher während der Durchführung des Vertrags mit 
angemessener Frist im Voraus über die Änderung der Entgelte 
und über sein Recht, den Vertrag zu kündigen, wenn er diese 
Änderung nicht hinnehmen will, unterrichtet wird, und 

— ob von der dem Verbraucher eingeräumten Kündigungsmög­
lichkeit unter den gegebenen Bedingungen tatsächlich Ge­
brauch gemacht werden kann. 

Es ist Sache des vorlegenden Gerichts, diese Beurteilung anhand 
aller Umstände des Einzelfalls vorzunehmen, einschließlich aller 
Klauseln in den allgemeinen Bedingungen der Verbraucherverträge, 
die die streitige Klausel enthalten. 

( 1 ) ABl. C 211 vom 16.7.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 21. März 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Magyar 
Köztársaság Legfelsőbb Bírósága — Ungarn) — Szabolcs- 
Szatmár-Bereg Megyei Rendőrkapitányság Záhony 

Határrendészeti Kirendeltsége/Oskar Shomodi 

(Rechtssache C-254/11) ( 1 ) 

(Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts — Kleiner 
Grenzverkehr an den Landaußengrenzen der Union — Ver­
ordnung (EG) Nr. 1931/2006 — Verordnung (EG) 
Nr. 562/2006 — Höchstdauer des Aufenthalts — 

Berechnungsregeln) 

(2013/C 156/05) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Magyar Köztársaság Legfelsőbb Bírósága 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Szabolcs-Szatmár-Bereg Megyei Rendőrkapitányság Zá­
hony Határrendészeti Kirendeltsége 

Beklagter: Oskar Shomodi 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Magyar Köztársaság Legfelsőbb 
Bíróság — Auslegung der Art. 2 Buchst. a, 3 Abs. 3 und 5 der 
Verordnung (EG) Nr. 1931/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Festlegung von 
Vorschriften über den kleinen Grenzverkehr an den Landaußen­
grenzen der Mitgliedstaaten sowie zur Änderung der Bestim­
mungen des Übereinkommens von Schengen (ABl. L 405, S. 
1) sowie der anderen einschlägigen Bestimmungen des Schen­

gen-Besitzstands — Ablehnung des im Rahmen der Regelung 
über den kleinen Grenzverkehr gestellten Antrags eines Dritt­
staatsangehörigen auf Einreise in das Gebiet eines Mitgliedstaats, 
die damit begründet wurde, dass die Gesamtdauer der einzelnen 
Aufenthalte des Betroffenen im fraglichen Mitgliedstaat während 
der sechs Monate vor der Einreichung des streitigen Einreise­
antrags die zugelassene Höchstdauer überschritten habe — Re­
geln zur Berechnung der Höchstdauer der Aufenthalte im Rah­
men der Regelung des kleinen Grenzverkehrs 

Tenor 

1. Die Verordnung (EG) Nr. 1931/2006 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Festlegung 
von Vorschriften über den kleinen Grenzverkehr an den Landau­
ßengrenzen der Mitgliedstaaten sowie zur Änderung der Bestim­
mungen des Übereinkommens von Schengen ist dahin auszulegen, 
dass sich der Inhaber einer Grenzübertrittsgenehmigung für den 
kleinen Grenzverkehr, die im Rahmen der durch diese Verordnung 
geschaffenen Sonderregelung für den kleinen Grenzverkehr erteilt 
worden ist, innerhalb der Begrenzungen, die die Verordnung und 
das zu ihrer Anwendung zwischen dem Drittstaat, dessen Staats­
angehörigkeit der Betreffende besitzt, und dem benachbarten Mit­
gliedstaat geschlossene bilaterale Abkommen vorsehen, im Grenz­
gebiet drei Monate lang frei bewegen können muss, wenn sein 
Aufenthalt dort nicht unterbrochen wird, und dass er nach jeder 
Unterbrechung seines Aufenthalts ein neues dreimonatiges Auf­
enthaltsrecht beanspruchen kann. 

2. Art. 5 der Verordnung Nr. 1931/2006 ist dahin auszulegen, 
dass unter der in diesem Artikel angesprochenen Unterbrechung 
des Aufenthalts jeder Grenzübertritt, unabhängig von seiner Häu­
figkeit und sei es auch mehrmals täglich, zwischen dem Grenz­
mitgliedstaat und dem Drittstaat, in dem der Inhaber der Grenz­
übertrittsgenehmigung für den kleinen Grenzverkehr ansässig ist, 
im Einklang mit den in dieser Genehmigung festgelegten Bedin­
gungen zu verstehen ist. 

( 1 ) ABl. C 232 vom 6.8.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 11. April 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Supreme Court — 

Irland) — Peter Sweetman u. a./An Bord Pleanala 

(Rechtssache C-258/11) ( 1 ) 

(Umwelt — Richtlinie 92/43/EWG — Art. 6 — Erhaltung 
der natürlichen Lebensräume — Besondere Schutzgebiete — 
Prüfung der Verträglichkeit eines Plans oder Projekts mit ei­
nem geschützten Gebiet — Kriterien für die Prüfung der 
Wahrscheinlichkeit, dass ein derartiger Plan oder ein derarti­
ges Projekt das betroffene Gebiet als solches beeinträchtigt — 
Gebiet von Lough Corrib — Straßenbauprojekt N6 einer 

Umgehung der Stadt Galway) 

(2013/C 156/06) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Supreme Court
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Peter Sweetman, Ireland, Attorney General, Minister for 
the Environment, Heritage and Local Government 

Beklagte: An Bord Pleanala 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Supreme Court, Irland — Aus­
legung von Art. 6 Abs. 3 und 4 der Richtlinie 92/43/EWG des 
Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebens­
räume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206, 
S. 7) — Prüfung der Verträglichkeit eines Plans oder Projekts 
mit einem geschützten Gebiet — Kriterien für die Prüfung der 
Wahrscheinlichkeit, dass ein derartiger Plan oder ein derartiges 
Projekt das betroffene Gebiet als solches beeinträchtigt — Fol­
gen der Anwendung des Vorsorgegrundsatzes — Bau einer Stra­
ße, die ein Gebiet durchqueren soll, das für eine Ausweisung als 
besonderes Schutzgebiet vorgeschlagen wurde 

Tenor 

Art. 6 Abs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 
1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildle­
benden Tiere und Pflanzen ist dahin auszulegen, dass Pläne oder 
Projekte, die nicht unmittelbar mit der Verwaltung eines Gebiets in 
Verbindung stehen oder hierfür nicht notwendig sind, das Gebiet als 
solches beeinträchtigen, wenn sie geeignet sind, die dauerhafte Bewah­
rung der grundlegenden Eigenschaften des betreffenden Gebiets, die mit 
dem Vorkommen eines prioritären natürlichen Lebensraumtyps zusam­
menhängen, dessen Erhaltung die Aufnahme dieses Gebiets in die Liste 
der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung im Sinne dieser Richt­
linie rechtfertigte, zunichtezumachen. Bei dieser Beurteilung ist der 
Vorsorgegrundsatz anzuwenden. 

( 1 ) ABl. C 226 vom 30.7.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 11. April 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Supreme Court of 
the United Kingdom — Vereinigtes Königreich) — The 
Queen, auf Antrag von David Edwards, Lilian 
Pallikaropoulos/Environment Agency, First Secretary of 
State, Secretary of State for Environment, Food and 

Rural Affairs 

(Rechtssache C-260/11) ( 1 ) 

(Umwelt — Übereinkommen von Aarhus — Richtlinie 
85/337/EWG — Richtlinie 2003/35/EG — Art. 10a — 
Richtlinie 96/61/EG — Art. 15a — Zugang zu Gerichten 
in Umweltangelegenheiten — Begriff der „nicht übermäßig 

teuren“ gerichtlichen Verfahren) 

(2013/C 156/07) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Supreme Court of the United Kingdom 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: The Queen, auf Antrag von David Edwards, Lilian Palli­
karopoulos 

Beklagte: Environment Agency, First Secretary of State, Secretary 
of State for Environment, Food and Rural Affairs 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Supreme Court of the United 
Kingdom — Auslegung des Art. 10a der Richtlinie 
85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Umwelt­
verträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und pri­
vaten Projekten (ABl. L 175, S. 40) in der durch die Richtlinie 
2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Mai 2003 über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der 
Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Pro­
gramme und zur Änderung der Richtlinien 85/337/EWG und 
96/61/EG des Rates in Bezug auf die Öffentlichkeitsbeteiligung 
und den Zugang zu Gerichten — Erklärung der Kommission 
(ABl. L 156, S. 17) geänderten Fassung — Auslegung des Art. 
15a der Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 
1996 über die integrierte Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung (ABl. L 257, S. 26) in der durch die 
Richtlinie 2003/35/EG geänderten Fassung — Auslegung des 
Art. 9 Abs. 4 des durch Beschluss des Rates vom 17. Februar 
2005 (ABl. L 124, S. 1) im Namen der Europäischen Gemein­
schaft abgeschlossenen Übereinkommens (von Aarhus) über den 
Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Ent­
scheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umwelt­
angelegenheiten im Namen der Europäischen Gemeinschaft — 
Verurteilung der unterliegenden Partei zur Tragung der Verfah­
renskosten — Begriff „nicht übermäßig teurer Rechtsstreit“ 

Tenor 

Das in Art. 10a Abs. 5 der Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 
27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
öffentlichen und privaten Projekten und in Art. 15a Abs. 5 der Richt­
linie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 über die inte­
grierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung in 
der jeweils durch die Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 26. Mai 2003 geänderten Fassung vor­
gesehene Erfordernis, wonach das gerichtliche Verfahren nicht über­
mäßig teuer sein darf, verlangt, dass die in diesen Bestimmungen 
genannten Personen nicht aufgrund der daraus möglicherweise resul­
tierenden finanziellen Belastung daran gehindert werden, einen gericht­
lichen Rechtsbehelf, der in den Anwendungsbereich dieser Artikel fällt, 
einzulegen oder weiterzuverfolgen. Hat ein nationales Gericht über die 
Verurteilung eines Einzelnen zur Tragung der Kosten zu befinden, der 
als Kläger in einem Rechtsstreit in einer Umweltangelegenheit unter­
legen ist, oder hat es, wie dies bei den Gerichten des Vereinigten 
Königreichs der Fall sein kann, allgemein in einem früheren Abschnitt 
des Verfahrens zu einer möglichen Begrenzung der Kosten, zu denen 
die unterlegene Partei verurteilt werden kann, Stellung zu nehmen, so 
muss es dafür Sorge tragen, dass dieses Erfordernis eingehalten wird, 
wobei es sowohl das Interesse der Person, die ihre Rechte verteidigen 
möchte, berücksichtigen muss als auch das mit dem Umweltschutz 
verbundene Allgemeininteresse. 

Im Rahmen dieser Beurteilung darf sich der nationale Richter nicht 
allein auf die wirtschaftliche Lage des Betroffenen stützen, sondern 
muss auch eine objektive Analyse der Höhe der Kosten vornehmen. 
Darüber hinaus kann er die Lage der betroffenen Parteien, die begrün­
deten Erfolgsaussichten des Klägers, die Bedeutung des Rechtsstreits für 
diesen sowie für den Umweltschutz, die Komplexität des geltenden
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